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Titelbild:
Unter dem Stichwort „BASF 4.0“ treiben wir unsere digitale Transformation voran: In Anlagen am Standort  
Ludwigshafen haben Mitarbeiter über spezielle Tablets und QR-Codes jederzeit Zugriff auf Informationen.
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BASF SE
Ludwigshafen am Rhein

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie hiermit herzlich zur diesjährigen ordentlichen 

Hauptversammlung der BASF SE am Freitag, den  

12. Mai 2017, 10:00 Uhr, im Congress Center Rosen- 

garten, Rosengartenplatz 2, 68161 Mannheim, ein.

Einladung
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1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses 

der BASF SE und des gebilligten Konzernab-

schlusses der BASF-Gruppe für das Geschäfts-

jahr 2016; Vorlage der Lageberichte der BASF SE 

und der BASF-Gruppe für das Geschäftsjahr 

2016 einschließlich der erläuternden Berichte 

zu den Angaben nach §§ 289 Absatz 4, 315 

Absatz 4 Handelsgesetzbuch; Vorlage des 

Berichts des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten 

Jahresabschluss und den Konzernabschluss am 

22. Februar 2017 gebilligt. Der Jahresabschluss ist 

damit nach § 172 Aktiengesetz festgestellt. Eine 

Beschlussfassung der Hauptversammlung zu Tages-

ordnungspunkt 1 ist daher entsprechend den 

gesetzlichen Bestimmungen nicht vorgesehen. Die 

genannten Unterlagen sind auf unserer Website unter 

www.basf.com/hauptversammlung veröffentlicht 

und dort zugänglich.

2. Beschlussfassung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, aus dem 

Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2016 der BASF SE 

in Höhe von 2.808.567.295,65 € eine Dividende  

von 3,00 € je gewinnbezugsberechtigte Aktie aus-

zuschütten. Bei Annahme dieses Ausschüttungs-

vorschlags beträgt die auf die am Tag der Feststellung 

des Jahresabschlusses (22. Februar 2017) für  

das Geschäftsjahr 2016 gewinnbezugsberechtigten 

918.478.694 Aktien entfallende Dividendensumme 

2.755.436.082,00 €.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den danach 

verbleibenden Bilanzgewinn von 53.131.213,65 € in 

die Gewinnrücklage einzustellen.

Gemäß § 58 Absatz 4 Aktiengesetz in der ab dem 

1. Januar 2017 geltenden Fassung ist der Anspruch 

auf die Dividende am dritten auf den Hauptversamm-

lungsbeschluss folgenden Geschäftstag, das heißt 

am 17. Mai 2017, fällig.

3. Beschlussfassung über die Entlastung der  

Mitglieder des Aufsichtsrats

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mit- 

gliedern des Aufsichtsrats der BASF SE für das 

Geschäftsjahr 2016 Entlastung zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Entlastung der  

Mitglieder des Vorstands

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mit- 

gliedern des Vorstands der BASF SE für das 

Geschäftsjahr 2016 Entlastung zu erteilen.

5. Wahl des Abschlussprüfers für das  

Geschäftsjahr 2017

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung 

seines Prüfungsausschusses – vor, die KPMG AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, 

zum Prüfer des Jahresabschlusses und des Konzern-

abschlusses der BASF SE für das Geschäftsjahr 2017 

zu bestellen.

 
I. Tagesordnung
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6. Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

gemäß § 71 Absatz 1 Nummer 8 Aktiengesetz 

und zu deren weiteren Verwendung mit mög-

lichem Ausschluss des Bezugsrechts, ein-

schließlich der Ermächtigung zur Einziehung 

erworbener eigener Aktien und Kapitalherab-

setzung

Die Hauptversammlung hat den Vorstand letztmals 

im Jahr 2012 zum Erwerb eigener Aktien ermächtigt. 

Die Ermächtigung läuft am 26. April 2017 aus. Daher 

soll erneut die Möglichkeit geschaffen werden, eigene 

Aktien zu erwerben, um die Kapitalstruktur der 

Gesellschaft weiter optimieren, Kapital an die Aktio-

näre zurückgeben und im Interesse der Aktionäre das 

Ergebnis je Aktie weiter erhöhen zu können. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden 

Beschluss zu fassen:

1.  Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 11. Mai 

2022 Aktien der Gesellschaft in einem Umfang 

von bis zu 10 Prozent des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals 

der Gesellschaft oder – falls dieser Wert geringer 

ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der vor- 

liegenden Ermächtigung bestehenden Grund- 

kapitals zu erwerben.

  Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands 

(i) über die Börse, (ii) im Wege eines an alle Aktio-

näre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder 

(iii) im Wege einer öffentlichen Aufforderung an die 

Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten 

((ii) und (iii) im Folgenden „öffentliches Erwerbs- 

angebot“).

  Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf der von 

der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten) den am Handelstag durch 

die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer 

BASF-Aktie im Xetra-Handel (oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter 

Wertpapierbörse) um nicht mehr als 10 Prozent 

überschreiten und um nicht mehr als 10 Prozent 

unterschreiten.

  Bei einem Erwerb im Wege eines öffentlichen 

Erwerbsangebots kann die Gesellschaft einen 

festen Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne 

je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) festlegen, 

innerhalb der sie bereit ist, Aktien zu erwerben. 

In dem öffentlichen Erwerbsangebot kann die 

Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder 

Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und 

die Bedingungen für eine Anpassung der Kauf-

preisspanne während der Frist im Fall erheblicher 

Kursveränderungen festlegen. Der Kaufpreis wird 

im Fall einer Kaufpreisspanne anhand der in 

den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der 

Aktionäre genannten Verkaufspreise und des 

nach Beendigung der Angebotsfrist vom Vor-

stand festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt.

  Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesell-

schaft darf der angebotene Kaufpreis oder eine 

Kaufpreisspanne je BASF-Aktie den durchschnitt-

lichen Schlusskurs einer BASF-Aktie im Xetra-

Handel (oder einem vergleichbaren Nach- 

folgesystem an der Frankfurter Wertpapierbörse) 

an den letzten drei Handelstagen vor dem Tag der 

öffentlichen Ankündigung des Angebots um nicht 

mehr als 10 Prozent überschreiten und um nicht 
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mehr als 10 Prozent unterschreiten. Im Fall einer 

Anpassung der Kaufpreisspanne durch die 

Gesellschaft wird auf die letzten drei Handelstage 

vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung 

abgestellt.

  Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur 

Abgabe von Verkaufsangeboten darf der auf der 

Basis der abgegebenen Angebote ermittelte 

Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten) je BASF-

Aktie den durchschnittlichen Schlusskurs einer 

BASF-Aktie im Xetra-Handel (oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter 

Wertpapierbörse) an den letzten drei Handels- 

tagen vor dem Tag der Veröffentlichung der Auf-

forderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um 

nicht mehr als 10 Prozent überschreiten und um 

nicht mehr als 10 Prozent unterschreiten. Im Fall 

einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die 

Gesellschaft wird auf die letzten drei Handelstage 

vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung 

abgestellt.

  Übersteigt die Anzahl der bei einem öffentlichen 

Erwerbsangebot angedienten Aktien das von der 

Gesellschaft vorgesehene oder nach Ende der 

Angebotsfrist festgelegte Erwerbsvolumen, kann 

die Gesellschaft das Andienungsrecht der Aktio-

näre ausschließen (a) für eine bevorrechtigte 

Berücksichtigung von Andienungen mit geringer 

Stückzahl von bis zu 100 Aktien je Aktionär und 

(b) für einen Erwerb von Aktien nach dem Verhält-

nis der angedienten Aktien.

2.  Der Vorstand wird ermächtigt, aufgrund der vor-

stehenden Ermächtigung erworbene Aktien der 

Gesellschaft

 a) über die Börse,

 b) durch ein an alle Aktionäre gerichtetes Angebot,

 c)  mit Zustimmung des Aufsichtsrats an Dritte 

gegen Barzahlung zu einem Preis, der den Bör-

senpreis einer BASF-Aktie zum Zeitpunkt der 

Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet, 

oder

 d)  mit Zustimmung des Aufsichtsrats an Dritte 

gegen Sachleistungen, insbesondere im Rah-

men eines Erwerbs von Unternehmen, Unter-

nehmensteilen oder Beteiligungen an Unter- 

nehmen oder im Rahmen von Unternehmens-

zusammenschlüssen,

  zu veräußern oder zu übertragen. In den unter 

lit. c) und d) genannten Fällen wird das Bezugs-

recht der Aktionäre ausgeschlossen. Der Vor-

stand darf von der Ermächtigung unter lit. c) nur in 

der Weise Gebrauch machen, dass die Summe 

der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 

§ 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz veräußerten 

eigenen Aktien und der während der Laufzeit die-

ser Ermächtigung aus einem genehmigten Kapital 

unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 

Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz gegen Bareinlage 

ausgegebenen Aktien insgesamt 10 Prozent des 

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 

Ermächtigung bestehenden Grundkapitals oder 

– falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt 

der Ausübung der Ermächtigung bestehenden 

Grundkapitals nicht übersteigt.
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3.  Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der 

Ermächtigung erworbenen Aktien ohne weiteren 

Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen und 

das Grundkapital um den auf die eingezogenen 

Aktien entfallenden Teil des Grundkapitals herab-

zusetzen. Der Vorstand kann die Aktien auch im 

vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des 

Grundkapitals einziehen, so dass sich durch die 

Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am 

Grundkapital erhöht. Erfolgt die Einziehung der 

Aktien im vereinfachten Verfahren ohne Herabset-

zung des Grundkapitals, ist der Vorstand zur An-

passung der Aktienzahl in der Satzung ermächtigt.

4.  Die Ermächtigungen zum Erwerb eigener Aktien, 

zu ihrer Wiederveräußerung und ihrer Einziehung 

gemäß Ziffer 1 bis 3 können jeweils ganz oder in 

Teilen, einmal oder mehrmals, ausgeübt werden. 

Die Ermächtigungen zum Erwerb eigener Aktien 

und zu ihrer Wiederveräußerung können darüber 

hinaus nach Wahl des Vorstands auch durch 

Gesellschaften der BASF-Gruppe oder für Rech-

nung der Gesellschaft oder Gruppengesellschaften 

durch Dritte ausgeübt werden. 

7. Beschlussfassung über die Ermächtigung  

des Vorstands zur Ausgabe von Wandel-  

und Optionsschuldverschreibungen, zum  

Ausschluss des Bezugsrechts sowie über  

die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2017  

und entsprechende Änderung der Satzung

Der Vorstand soll zur Ausgabe von Wandel- und 

Optionsschuldverschreibungen ermächtigt werden. 

Gleichzeitig soll ein bedingtes Kapital zur Gewährung 

von Aktien zur Bedienung der Rechte aus diesen 

künftig begebenen Wandel- und Optionsschuldver-

schreibungen geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende 

Beschlüsse zu fassen:

a)  Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- 

und Optionsschuldverschreibungen und 

zum Ausschluss des Bezugsrechts

 aa)  Optionsschuldverschreibungen und Wandel- 

schuldverschreibungen

  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats in der Zeit bis zum 11. Mai 

2022 einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals auf 

den Inhaber oder auf den Namen lautende Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

bzw. Kombinationen dieser Instrumente (zusam-

men „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne 

Laufzeitbeschränkung im Gesamtnennbetrag 

von bis zu 10.000.000.000 € zu begeben und 

den Inhabern bzw. Gläubigern („Inhaber“)  

von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. 

 Optionsrechte (auch mit Wandlungspflicht) für 

bis zu 91.847.800 auf den Namen lautende 

Stückaktien der Gesellschaft („BASF-Aktien“) 

mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 

von insgesamt bis zu 117.565.184 € nach nähe-

rer Maßgabe der jeweiligen Bedingungen der 

Schuldverschreibungen zu gewähren. Die Schuld-

verschreibungen können gegen Bar leistung, aber 

auch gegen Sacheinlagen, insbesondere die 

 Beteiligung an anderen Unternehmen, begeben 

werden. 

  Die Schuldverschreibungen können außer in 

Euro auch – unter Begrenzung auf den entspre-

chenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen 

Währung eines OECD-Landes ausgegeben 

 werden. Sie können auch durch ein abhängiges 
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Konzernunternehmen der Gesellschaft im Sinne 

von § 18 Aktiengesetz („Tochtergesellschaft“) 

ausgegeben werden. Für diesen Fall wird der 

Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des  

Aufsichtsrats für die Gesellschaft die vorbehalt-

lose Garantie für die Schuldverschreibungen der 

Tochtergesellschaft zu übernehmen, den In- 

habern dieser Schuldverschreibungen Options- 

oder Wandlungsrechte oder -pflichten für 

BASF-Aktien zu gewähren oder ihnen aufzuer-

legen und weitere für eine erfolgreiche Ausgabe 

erforderliche Erklärungen und Handlungen  

abzugeben bzw. vorzunehmen. 

 bb) Options- und Wandlungsrechte

  Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldver-

schreibungen werden jeder Teilschuldverschrei-

bung ein oder mehrere Optionsscheine 

beigefügt, die den Inhaber nach näherer 

 Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden 

 Optionsbedingungen zum Bezug von BASF- 

Aktien berechtigen oder verpflichten. Die betref-

fenden Optionsscheine können von den 

jeweiligen Teilschuldverschreibungen abtrenn-

bar sein. Die Optionsbedingungen können 

 vorsehen, dass der Optionspreis auch durch 

Übertragung von Teilschuldverschreibungen 

 (Inzahlungnahme) und gegebenenfalls eine bare 

Zuzahlung erfüllt werden kann. Das Bezugs-

verhältnis ergibt sich aus der Division des Nenn-

betrags bzw. eines unter dem Nennbetrag 

liegenden Ausgabepreises einer Wandelschuld-

verschreibung durch den jeweils festgesetzten 

Wandlungspreis für eine BASF-Aktie; ggfs. kann 

eine in bar zu leistende Zuzahlung festgesetzt 

werden. Soweit sich Bruchteile von BASF-Aktien 

ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese 

Bruchteile nach Maßgabe der Options-

bedingungen zum Bezug ganzer BASF-Aktien 

aufaddiert werden (ggfs. gegen Zuzahlung). 

  Im Fall der Ausgabe von Wandelschuldver-

schreibungen erhalten die Inhaber der Wandel-

schuldverschreibungen das Recht bzw. haben 

die Pflicht, ihre Wandelschuldverschreibungen 

nach näherer Maßgabe der vom Vorstand fest-

gelegten Wandelschuldverschreibungsbedin-

gungen in BASF-Aktien zu wandeln. Das 

Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division 

des Nennbetrags oder eines unter dem Nenn-

betrag liegenden Ausgabepreises einer 

Wandelschuldverschreibung durch den jeweils 

festgesetzten Wandlungspreis für eine BASF-

Aktie; ggfs. kann eine in bar zu leistende Zuzah-

lung festgesetzt werden. Im Übrigen kann 

festgelegt werden, dass Spitzen zusammen- 

gelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. 

  Der anteilige Betrag am Grundkapital der je 

Schuldverschreibung zu beziehenden BASF-

Aktien darf höchstens dem Nennbetrag bzw. 

einem unter dem Nennbetrag liegenden Aus- 

gabepreis der Schuldverschreibungen ent- 

sprechen. 

 cc) Wandlungspflicht 

  Die Bedingungen der Wandelschuldverschrei-

bungen können eine Wandlungspflicht zum 

Ende der Laufzeit (oder zu einem früheren Zeit-

punkt oder einem bestimmten Ereignis) vor- 

sehen. Der anteilige Betrag des Grundkapitals 

der bei Wandlung auszugebenden BASF-Aktien 

darf den Nennbetrag der Wandelschuldver-

schreibungen nicht übersteigen. Die Gesell-
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schaft kann in den Bedingungen der 

Wandelschuldverschreibungen berechtigt wer-

den, eine etwaige Differenz zwischen dem 

Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung 

und dem Produkt aus Wandlungspreis und Um-

tauschverhältnis ganz oder teilweise in bar aus-

zugleichen. § 9 Absatz 1 Aktiengesetz sowie 

§ 199 Absatz 2 Aktiengesetz bleiben unberührt.

 dd) Ersetzungsbefugnis

  Die Anleihebedingungen von Wandel- bzw. 

Optionsschuldverschreibungen können das 

Recht der Gesellschaft vorsehen, den Inhabern 

der Schuldverschreibung ganz oder teilweise 

anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags 

BASF-Aktien zu gewähren. 

  Die Anleihebedingungen von Wandel- bzw. 

Optionsschuldverschreibungen können auch 

das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Fall der 

Wandlung oder Optionsausübung nicht BASF-

Aktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag 

zu zahlen, der für die Anzahl der andernfalls zu 

liefernden BASF-Aktien dem volumengewichte-

ten Durchschnittskurs der BASF-Aktie an den 

zehn Börsenhandelstagen im Xetra-Handel 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem an 

der Frankfurter Wertpapierbörse) während einer 

in den Anleihebedingungen festzulegenden Frist 

entspricht. 

  Die Bedingungen der Schuldverschreibungen 

können ferner vorsehen, dass die Schuldver-

schreibungen, die mit Optionsrechten oder 

Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden 

sind, nach Wahl der Gesellschaft statt in neue 

BASF-Aktien aus bedingtem Kapital in bereits 

existierende BASF-Aktien gewandelt werden, 

oder das Optionsrecht durch Lieferung solcher 

BASF-Aktien erfüllt werden kann. Die Bedin-

gungen der jeweiligen Schuldverschreibung 

können auch eine Kombination dieser Erfül-

lungsformen vorsehen. 

 ee) Options- und Wandlungspreis

  Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder 

Optionspreis darf 80 Prozent des Kurses der 

BASF-Aktie im Xetra-Handel (oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem an der Frankfurter 

Wertpapierbörse) nicht unterschreiten. Maßgeb-

lich dafür ist der volumengewichtete Durch-

schnittskurs der BASF-Aktie an den zehn 

Börsenhandelstagen vor der endgültigen Ent-

scheidung des Vorstands über die Abgabe eines 

Angebots zur Zeichnung von Schuldverschrei-

bungen oder über die Erklärung der 

Annahme durch die Gesellschaft nach einer  

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Zeich-

nungsangeboten. Bei einem Bezugsrechtshan-

del sind die Tage des Bezugsrechtshandels mit  

Ausnahme der beiden letzten Börsentage des 

Bezugsrechtshandels maßgeblich. In den Fällen 

der Ersetzungsbefugnis und der Wandlungs-

pflicht kann der Wandlungs- oder Optionspreis 

nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 

mindestens entweder den oben genannten  

Mindestpreis betragen oder dem volumen- 

gewichteten Durchschnittskurs der BASF-Aktie 

an den zehn Börsenhandelstagen im Xetra- 

Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolge-

system an der Frankfurter Wertpapierbörse) vor 

oder nach dem Tag der Endfälligkeit der Schuld-

verschreibungen entsprechen, auch wenn  

dieser Durchschnittskurs unterhalb des oben 
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genannten Mindestpreises (80 Prozent) liegt. § 9 

Absatz 1 Aktiengesetz sowie § 199 Absatz 2  

Aktiengesetz bleiben unberührt.

 ff) Verwässerungsschutz

  Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, 

nach näherer Maßgabe der jeweiligen Schuld-

verschreibungs- bzw. Optionsbedingungen in 

bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu  

gewähren oder Anpassungen vorzunehmen. 

Verwässerungsschutz oder Anpassungen  

können insbesondere vorgesehen werden, 

wenn es während der Laufzeit der Schuldver-

schreibungen bzw. Optionsscheine zu Kapital-

veränderungen bei der Gesellschaft kommt 

(etwa einer Kapitalerhöhung bzw. Kapitalherab-

setzung oder einem Aktiensplit), aber auch in 

Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der 

Begebung weiterer Wandel- oder Options-

schuldverschreibungen, Umwandlungsmaß-

nahmen sowie im Fall anderer Ereignisse mit 

Auswirkungen auf den Wert der Options- bzw. 

Wandlungsrechte, die während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen bzw. der Options-

scheine eintreten (wie z. B. einer Kontrollerlan-

gung durch einen Dritten). Verwässerungsschutz 

bzw. Anpassungen können insbesondere durch 

Einräumung von Bezugsrechten, durch Verän-

derung des Wandlungs- oder Optionspreises 

sowie durch die Veränderung oder Einräumung 

von Barkomponenten vorgesehen werden. § 9 

Absatz 1 Aktiengesetz sowie § 199 Absatz 2  

Aktiengesetz bleiben unberührt.

 gg) Bedingungen der Schuldverschreibungen

  Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren 

 Bedingungen der Schuldverschreibungen bzw. 

 Optionsscheine mit Zustimmung des Aufsichts-

rats festzusetzen oder im Einvernehmen mit den  

Gesellschaftsorganen der jeweils ausgebenden 

Tochtergesellschaft festzulegen, insbesondere 

Emissionswährung, Zinssatz, Ausgabekurs, 

Laufzeit und Stückelung, Verwässerungsschutz-

bestimmungen, Wandlungs- bzw. Optionspreis 

sowie Wandlungs- bzw. Optionszeitraum. 

 hh) Bezugsrecht

  Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare 

Bezug der Schuldverschreibungen angeboten 

wird, wird ihnen das gesetzliche Bezugsrecht  

in der Weise eingeräumt, dass die Schuldver-

schreibungen von einem Kreditinstitut, einem 

Konsortium von Kreditinstituten oder Unterneh-

men im Sinne von § 186 Absatz 5 Satz 1 Aktien-

gesetz mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubie-

ten (mittelbares Bezugsrecht). Werden Schuld-

verschreibungen von einer Tochtergesellschaft 

ausgegeben, hat die Gesellschaft die 

Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für 

ihre Aktionäre nach Maßgabe des vorstehenden 

Satzes sicherzustellen. 

  Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit 

 Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 

 Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

 –  sofern die Schuldverschreibungen gegen Bar- 

leistung begeben werden und der Ausgabe-
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preis für eine Schuldverschreibung nach 

pflichtgemäßer Einschätzung des Vorstands 

deren nach anerkannten finanzmathe-

matischen Methoden ermittelten theoretischen 

Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Der 

rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf 

BASF-Aktien entfällt, die aufgrund von unter 

dieser Ermächtigung ausgegebenen Schuld-

verschreibungen auszugeben sind, darf 

10 Prozent des Grundkapitals weder zum Zeit-

punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächti-

gung noch – falls dieser Wert geringer ist – zum 

Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächti-

gung überschreiten. Auf diese Höchstgrenze 

von 10 Prozent des Grundkapitals sind BASF-

Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer 

Ausnutzung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts gemäß § 71 Absatz 1 Nummer 8 Satz 5 

i.V.m. § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz ver-

äußert werden. Ferner sind auf diese Begren-

zung von 10 Prozent des Grundkapitals 

diejenigen BASF-Aktien anzurechnen, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 

zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aus geneh- 

migtem Kapital unter Ausschluss des Bezugs-

rechts gemäß § 203 Absatz 2 Satz 1 i.V.m. 

§ 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgege-

ben werden, 

 –  soweit dies für Spitzenbeträge erforderlich 

ist, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses 

ergeben, 

 –  soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von 

bereits zuvor ausgegebenen Schuldverschrei-

bungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 

bzw. -pflichten auf BASF-Aktien ein Bezugs-

recht in dem Umfang zu gewähren, wie sie 

ihnen nach Ausübung dieser Rechte bzw. 

Erfüllung dieser Pflichten als Aktionär 

zustünde, und

 –  sofern die Schuldverschreibungen gegen 

Sacheinlagen bzw. -leistungen, insbesondere 

im Rahmen von Unternehmenszusammen-

schlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb 

von Unternehmen, Betrieben, Unternehmens-

teilen, Beteiligungen oder sonstigen Ver- 

mögensgegenständen oder Ansprüchen auf 

den Erwerb von Vermögensgegenständen ein-

schließlich Forderungen gegen die Gesell-

schaft oder ihre Tochtergesellschaften 

ausgegeben werden.

  Die Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen 

Bar- oder Sacheinlagen unter Ausschluss des 

Bezugsrechts darf nach dieser Ermächtigung 

nur erfolgen, wenn die Summe der neuen BASF-

Aktien, die aufgrund solcher Schuldverschrei-

bungen auszugeben sind, rechnerisch einen 

Anteil von insgesamt 20 Prozent des Grundkapi-

tals nicht überschreiten, und zwar weder zum 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermäch-

tigung noch – falls dieser Wert geringer ist – zum 

Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung. 

Auf diesen Höchstbetrag von 20 Prozent sind 

eigene Aktien anzurechnen, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage 

 anderer Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

wurden. Hierzu zählen insbesondere Aktien, die 

aus genehmigten Kapital oder aufgrund einer 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf 
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der Grundlage der Ausnutzung einer anderen 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-

rechts begebenen Schuldverschreibungen 

 auszugeben oder zu gewähren sind. 

b) Schaffung eines bedingten Kapitals

  Das Grundkapital wird um bis zu 117.565.184 € 

durch Ausgabe von bis zu 91.847.800 neuen, auf 

den Namen lautenden BASF-Aktien bedingt 

erhöht („Bedingtes Kapital 2017“). Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient der Gewährung von 

Aktien an die Inhaber von Wandelschuld- 

verschreibungen oder Optionsscheinen aus 

Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund 

der von der Hauptversammlung am 12. Mai 2017 

beschlossenen Ermächtigung des Vorstands bis 

zum 11. Mai 2022 von der Gesellschaft oder 

einer Tochtergesellschaft ausgegeben werden, 

nach Maßgabe der jeweils geltenden Schuld- 

verschreibungsbedingungen. 

  Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit 

durchzuführen, wie die Inhaber von Wandel-

schuldverschreibungen oder von Options- 

scheinen aus Optionsschuldverschreibungen, 

die aufgrund der Ermächtigung des Vorstands 

gemäß lit. a) von der Gesellschaft oder einer 

Tochtergesellschaft bis zum 11. Mai 2022 

begeben werden, von ihrem Wandlungs- oder 

Optionsrecht Gebrauch machen, ihrer Wand-

lungs- oder Optionspflicht genügen und soweit 

nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung 

eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen 

BASF-Aktien erfolgt zu den nach Maßgabe des 

vorstehend bezeichneten Ermächtigungs- 

beschlusses in den Schuldverschreibungs- bzw. 

Optionsbedingungen jeweils zu bestimmenden 

Wandlungs- oder Optionspreisen. Die aufgrund 

dieser Bestimmung ausgegebenen neuen BASF-

Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres 

an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil.

  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen.

c) Satzungsänderung

  § 5 der Satzung wird um folgende neue Ziffer 9 

ergänzt:

 „9.  Das Grundkapital ist um bis zu 117.565.184 € 

durch Ausgabe von bis zu 91.847.800 neuen 

Aktien bedingt erhöht. Die bedingte Kapital- 

erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

die Inhaber von Wandelschuldverschreibungen 

oder von Optionsscheinen aus Options-

schuldverschreibungen, die aufgrund der 

Ermächtigung des Vorstands durch die 

Hauptversammlung vom 12. Mai 2017 von 

der Gesellschaft oder von einer Tochter-

gesellschaft bis zum 11. Mai 2022 begeben 

werden, von ihrem Wandlungs- oder 

 Optionsrecht Gebrauch machen oder, soweit 

sie zur Wandlung bzw. Optionsausübung 

verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wand-

lung bzw. Optionsausübung erfüllen und so-

weit nicht andere Erfüllungsformen zur 

 Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe 

der neuen Aktien erfolgt zu den nach 

 Maßgabe des vorstehend bezeichneten 

 Ermächtigungsbeschlusses in den Schuld-

verschreibungs- bzw. Optionsbedingungen 

jeweils zu bestimmenden Wandlungs- oder 
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Optionspreisen („Bedingtes Kapital 2017“). 

Die aufgrund dieser Bestimmung aus-

gegebenen Aktien nehmen von Beginn des 

 Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, 

am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermäch-

tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der 

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

d) Ermächtigung zur Satzungsanpassung

  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 5 Ziffer 9 der 

Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnut-

zung des Bedingten Kapitals 2017 anzupassen 

sowie alle sonstigen damit in Verbindung ste-

henden Anpassungen der Satzung vorzuneh-

men, die nur die Fassung betreffen. 

Entsprechendes gilt für den Fall der Nichtaus-

nutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-

bungen nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 

sowie für den Fall der Nicht- oder nicht vollum-

fänglichen Ausnutzung des Bedingten Kapitals 

2017 nach Ablauf sämtlicher Wandlungs- oder 

Optionsfristen.

8.  Beschlussfassung über die Änderung von 

§ 14 der Satzung (Vergütung des Aufsichts-

rats) 

 Die durch Beschluss der Hauptversammlung vom 

4. Mai 2006 eingeführte Regelung in § 14 der 

 Satzung der Gesellschaft zur Vergütung des 

 Aufsichtsrats sieht derzeit für das einfache Mitglied 

jährlich eine feste Vergütung i.H.v. 60.000 € und eine 

erfolgsorientierte variable Vergütung vor, die von 

dem Ergebnis pro Aktie (Earnings per Share, EPS) 

des jeweiligen Geschäftsjahres abhängig ist. Die 

erfolgsorientierte variable Vergütung ist auf einen 

Betrag in Höhe von 120.000 € begrenzt. Im Einklang 

mit der jüngeren Entwicklung der Aufsichtsrats- 

vergütung großer deutscher börsengehandelter 

Gesellschaften soll die Vergütung des Aufsichtsrats 

auf eine reine Festvergütung umgestellt und nach 

mehr als zehn Jahren angemessen angepasst 

werden. Die Festvergütung soll zudem durch eine 

Aktienerwerbs- und Aktienhaltekomponente ergänzt 

werden und das Sitzungsgeld soll entfallen.  

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende 

Beschlüsse zu fassen:

 § 14 der Satzung (Vergütung des Aufsichtsrats) wird 

mit erstmaliger Wirkung für das am 1. Januar 2017 

begonnene Geschäftsjahr 2017 geändert und wie 

folgt neu gefasst:

„§ 14 Vergütung des Aufsichtsrats

1.  Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält jährlich 

eine feste Vergütung von 200.000 €.

  Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das 

Zweieinhalbfache, ein stellvertretender Vorsit-

zender das Eineinhalbfache der Vergütung eines 

ordentlichen Mitglieds.

2.  Aufsichtsratsmitglieder, die einem Ausschuss 

– mit Ausnahme des Nominierungsausschus-

ses – angehören, erhalten hierfür eine weitere 

Vergütung in Höhe von 12.500 €. Für Mitglieder 

des Prüfungsausschusses beträgt die weitere 

Vergütung 50.000 €. Der Vorsitzende eines Aus-

schusses erhält das Doppelte, ein stellvertre- 

tender Vorsitzender das Eineinhalbfache der 

weiteren Vergütung.
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3.  Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist verpflichtet, 

25 Prozent der gemäß Ziffer 1 gezahlten Vergü-

tung für den Erwerb von Aktien der Gesellschaft 

zu verwenden und die Aktien für die Dauer der 

Mitgliedschaft im Aufsichtsrat zu halten. Von der 

Verwendungspflicht ausgenommen ist der Teil 

der Vergütung, den das Aufsichtsratsmitglied 

aufgrund einer vor seiner Bestellung in den Auf-

sichtsrat eingegangenen Verpflichtung anteilig 

für die nach Ziffer 1 erhaltene feste Vergütung an 

einen Dritten abführt. Die Verwendungs- und 

Haltepflicht besteht in diesem Fall für 25 Prozent 

des nach der Abführung verbleibenden Teils der 

Vergütung. Die Gesellschaft behält den genann-

ten Teil der Vergütung ein und veranlasst für die 

Mitglieder des Aufsichtsrats den Erwerb der 

Aktien am ersten Börsenhandelstag nach Fällig-

werden der Vergütung. Die erworbenen Aktien 

werden in ein auf den Namen des Aufsichtsrats-

mitglieds lautendes Depotkonto bei einer im 

Inland ansässigen Geschäftsbank, das aus-

schließlich der Verwahrung und Verwaltung die-

ser Aktien dient, eingebucht. Vergütungsanteile, 

die rechnerisch nicht für den Erwerb einer ganz-

zahligen Aktienzahl verwendet werden können, 

werden an das Aufsichtsratsmitglied ausgezahlt. 

Die Einhaltung der Halteverpflichtung ist der 

 Gesellschaft nachzuweisen. Die in Satz 1 

 genannte Erwerbspflicht besteht nicht für die 

Vergütung, die zum Zeitpunkt des Ausscheidens 

aus dem Aufsichtsrat noch nicht gezahlt wurde.

4.  Der Anspruch auf den in Ziffer 3 Satz 1 genann-

ten Teil der Vergütung entfällt rückwirkend, wenn 

das Aufsichtsratsmitglied die erworbenen Aktien 

vor seinem Ausscheiden aus dem Aufsichtsrat 

teilweise oder vollständig veräußert oder beleiht. 

5.  Die Gesellschaft leistet dem Aufsichtsratsmit-

glied Ersatz seiner Auslagen sowie von ihm 

 wegen seiner Tätigkeit als Mitglied des 

 Aufsichtsrats oder eines Ausschusses zu 

 entrichtender Umsatzsteuer. Die Gesellschaft 

bezieht die Aufgabenwahrnehmung der Mit-

glieder des Aufsichtsrats in die Deckung einer 

von ihr abgeschlossenen Vermögensschadens-

Haftpflichtversicherung mit ein.

6.  Mitglieder des Aufsichtsrats oder eines Aus-

schusses, die nur während eines Teils des Ge-

schäftsjahres dem Aufsichtsrat bzw. dem 

Ausschuss angehört haben, erhalten für jeden 

angefangenen Monat ihrer Mitgliedschaft ein 

Zwölftel der Vergütung.

7.  Die Vergütungen nach den Ziffern 1 und 2 wer-

den fällig nach Ablauf der Hauptversammlung, 

die den Konzernabschluss über das Geschäfts-

jahr, für das die Vergütung gezahlt wird, entge-

gennimmt oder über seine Billigung entscheidet.“
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1.  Voraussetzungen für die Teilnahme an der 

Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts sowie Verfahren der Stimm-

rechtsvertretung

  Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 

Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Aktionä-

rinnen und Aktionäre – persönlich oder durch Bevoll-

mächtigte – berechtigt, die sich beim Vorstand der 

Gesellschaft bis spätestens Freitag, den 5. Mai 2017, 

entweder unter der Anschrift

 Hauptversammlung BASF SE

 c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH

 20784 Hamburg

 Deutschland

 Telefax: +49 69 256270-49

 E-Mail: hv-service@basf.com

  oder per Internet gemäß dem von der Gesellschaft fest- 

gelegten Verfahren unter www.basf.com/hv-service 

angemeldet haben und die für die angemeldeten 

Aktien im Aktienregister eingetragen sind. Für die 

Ausübung von Teilnahme- und Stimmrechten ist der 

am Ende des 5. Mai 2017 im Aktienregister einge- 

tragene Aktienbestand maßgeblich.

  Aktionäre, die die Anmeldung über das Internet vor-

nehmen möchten, benötigen hierfür ihre Aktionärs-

nummer und das zugehörige Zugangspasswort. 

Diejenigen Aktionäre, die für den E-Mail-Versand der 

Einladung zur Hauptversammlung registriert sind, 

erhalten mit der Einladungs-E-Mail zur Hauptver-

sammlung ihre Aktionärsnummer und müssen ihr bei 

der Registrierung selbst gewähltes Zugangspasswort 

verwenden. Alle übrigen im Aktienregister eingetra-

genen Aktionäre erhalten ihre Aktionärsnummer und 

ihr Zugangspasswort mit dem Einladungsschreiben 

zur Hauptversammlung per Post übersandt.

  Nach Anmeldung wird dem Aktionär beziehungs-

weise seinem Bevollmächtigten eine Eintrittskarte zur 

Hauptversammlung ausgestellt. Aktionäre, die sich 

über den Online-Service anmelden, haben die 

Möglichkeit, sich ihre Eintrittskarte unmittelbar selbst 

auszudrucken oder sich diese per E-Mail zusenden 

zu lassen. Anders als die Anmeldung zur Haupt- 

versammlung ist die Eintrittskarte nicht Teilnahme- 

voraussetzung, sondern dient lediglich der Verein- 

fachung des Ablaufs an den Einlasskontrollen für den 

Zugang zur Hauptversammlung.

  Ist ein Kreditinstitut im Aktienregister eingetragen, 

so kann es das Stimmrecht für Aktien, die ihm nicht 

gehören, nur aufgrund einer Ermächtigung des 

Aktionärs ausüben.

  Anträge auf Umschreibungen im Aktienregister, die 

der Gesellschaft nach dem Ende des 5. Mai 2017 

(maßgeblicher Bestandsstichtag, auch Technical 

Record Date genannt) bis zum Ende der Haupt- 

versammlung am 12. Mai 2017 zugehen, werden im 

Aktienregister der Gesellschaft erst mit Wirkung nach 

der Hauptversammlung am 12. Mai 2017 vollzogen.

  Inhaber von American Depositary Shares (ADS) erhal-

ten die Unterlagen zur Vollmachtserteilung von der 

Deutsche Bank Trust Company Americas (Depositary).

  Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Haupt-

versammlung nicht blockiert; Aktionäre können deshalb 

über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung 

weiterhin frei verfügen.

II.   Weitere Angaben und Hinweise zur Hauptversammlung
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2.  Verfahren für die Stimmabgabe durch einen 

Bevollmächtigten

  Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, 

können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung 

nicht nur selbst, sondern auch durch einen Bevoll-

mächtigten, z. B. ein Kreditinstitut oder eine 

Aktionärsvereinigung oder die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter, ausüben lassen. 

Auch in diesem Fall ist für eine rechtzeitige Anmel-

dung durch den Aktionär oder den Bevollmächtigten 

Sorge zu tragen.

 Stimmabgabe durch Bevollmächtigte

  Eine Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 

Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft 

 bedürfen der Textform oder sind unter der Internet- 

adresse www.basf.com/hv-service zu erteilen; im 

Fall der Bevollmächtigung eines Kreditinstituts, einer 

Aktionärsvereinigung oder einer sonstigen in § 135 

Absatz 8 Aktiengesetz genannten Person richtet sich 

die Form der Vollmacht, abweichend davon, nach 

dem entsprechenden Angebot zur Ausübung des 

Stimmrechts.

  Eine Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis 

der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft 

können der Gesellschaft an die Anschrift 

 Hauptversammlung BASF SE

 c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH

 20784 Hamburg

 Deutschland

 Telefax: +49 69 256270-49

 E-Mail: hv-service@basf.com

  oder per Internet gemäß dem von der Gesellschaft 

festgelegten Verfahren unter www.basf.com/ 

hv-service übermittelt werden.

  Diejenigen Kreditinstitute und Aktionärsvereini-

gungen, die am Online-Service der Gesellschaft 

teilnehmen, können auch per Internet gemäß dem 

von der Gesellschaft festgelegten Verfahren unter 

www.basf.com/hv-service bevollmächtigt werden.

 Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter 

  Als Service bieten wir unseren Aktionären an, sich 

durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechts-

vertreter in der Hauptversammlung vertreten zu 

lassen. Diese können in Textform oder per Internet 

unter www.basf.com/hv-service bevollmächtigt 

werden. Als jeweils einzelvertretungsberechtigte 

Stimmrechtsvertreter wurden Beatriz Rosa Malavé 

und Annette Buchen benannt. Die Stimmrechtsver-

treter üben das Stimmrecht ausschließlich auf der 

Grundlage der vom Aktionär erteilten Weisungen aus. 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelab-

stimmung stattfinden, gilt eine hierzu erteilte Weisung 

entsprechend für jeden einzelnen Unterpunkt. Bitte 

beachten Sie, dass die von der Gesellschaft benann-

ten Stimmrechtsvertreter keine Aufträge zu Wort- 

meldungen, zur Einlegung von Widersprüchen gegen 

Hauptversammlungsbeschlüsse oder zum Stellen 

von Fragen oder von Anträgen entgegennehmen.

  Aktionäre, die die Bevollmächtigung der von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter oder 

der am Online-Service teilnehmenden Kreditinstitute 

und Aktionärsvereinigungen über das Internet vor-

nehmen möchten, benötigen hierfür ihre Aktionärs-

nummer und das zugehörige Zugangspasswort.

www.basf.com/hv-service
www.basf.com/hv-service
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3.  Von der Gesellschaft angebotene Formulare für 

Anmeldung und Vollmachtserteilung

  Für die Anmeldung oder die Vollmachtserteilung kann 

das von der Gesellschaft hierfür bereitgestellte 

Formular verwendet werden. Aktionäre, die im Aktien- 

register eingetragen sind und sich nicht für den 

E-Mail-Versand der Hauptversammlungseinladung 

registriert haben, erhalten das Formular per Post 

zugesandt. Aktionäre, die im Aktienregister einge- 

tragen und für den E-Mail-Versand der Haupt- 

versammlungseinladung registriert sind, können 

über den in der E-Mail enthaltenen Link den Online-

Service zur Hauptversammlung aufrufen und über 

diesen die Anmeldung und Vollmachtserteilung 

vornehmen. Das Anmelde- und Vollmachtsformular 

steht darüber hinaus unter der Internetadresse 

www.basf.com/hv-service zur Verfügung.

  Zudem kann für die Erteilung einer Vollmacht auch 

das auf der Eintrittskarte enthaltene Vollmachts- 

formular verwendet werden.

4. BASF-Bericht und weitere Unterlagen

  Die in Punkt 1 der Tagesordnung genannten Berichte 

und Abschlüsse, die Berichte zu den Punkten 6 und 

7 der Tagesordnung sowie weitere Unterlagen zur 

Hauptversammlung 2017 sind im Internet unter 

www.basf.com/hauptversammlung veröffentlicht 

und dort zugänglich.

  Der BASF-Bericht 2016 mit dem Jahresabschluss 

der BASF-Gruppe für das Geschäftsjahr 2016 wird 

in gedruckter Form jedem Aktionär auf Verlangen 

kostenlos zugesandt. Dazu wenden Sie sich bitte an

 BASF SE

 Mediencenter – L 410 

 67056 Ludwigshafen

 Deutschland

 Telefon: +49 621 60-99001

 E-Mail: mediencenter-02@basf.com

 Internet: www.basf.com/broschuerenbestellung

5.  Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Ver-

langen einer Minderheit gemäß Artikel 56 Satz 2 

und Satz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 

(SE-Verordnung), § 50 Absatz 2 SE-Ausführungs- 

gesetz (SEAG), § 122 Absatz 2 Aktiengesetz

  Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten 

Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 

500.000 € (das entspricht 390.625 Stückaktien) 

erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf 

die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 

werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine 

Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Das Verlangen muss der Gesellschaft bis zum Ablauf 

des 11. April 2017 zugegangen sein. Bekannt zu 

machende Ergänzungen der Tagesordnung werden 

– soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt 

gemacht werden – unverzüglich nach Zugang des 

Verlangens im Bundesanzeiger und im Internet unter 

www.basf.com/hauptversammlung veröffentlicht 

und bekannt gemacht sowie den Aktionären mit- 

geteilt.
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6.  Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären 

gemäß Artikel 56 Satz 2 und Satz 3 der Ver- 

ordnung (EG) Nr. 2157/2001 (SE-Verordnung), 

§ 50 Absatz 2 SE-Ausführungsgesetz (SEAG), 

§§ 126 Absatz 1 und 127 Aktiengesetz

  Gegenanträge mit Begründung gegen einen Vorschlag 

von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten 

Punkt der Tagesordnung und Wahlvorschläge zur 

Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschluss-

prüfern sind ausschließlich an die nachstehende 

Adresse zu richten. Anderweitig adressierte Gegen-

anträge und Wahlvorschläge werden nicht berück-

sichtigt.

 BASF SE

 G-FLL – D 100

 67056 Ludwigshafen

 Deutschland

 Telefax: +49 621 60-6641475

 oder  +49 621 60-6643693

 E-Mail: hv2017@basf.com

  Bis spätestens zum Ablauf des 27. April 2017 bei 

vorstehender Adresse mit Nachweis der Aktionärs- 

eigenschaft eingegangene Gegenanträge und 

Wahlvorschläge, die nach dem Aktiengesetz zugäng-

lich zu machen sind, werden im Internet unter 

www.basf.com/hauptversammlung unverzüglich 

veröffentlicht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwal-

tung werden ebenfalls unter der genannten Internet- 

adresse veröffentlicht.

7. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

  Zum Zeitpunkt dieser Einberufung sind alle ausgege-

benen 918.478.694 Stückaktien der Gesellschaft 

teilnahme- und stimmberechtigt.

8.  Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß Artikel 

56 Satz 2 und Satz 3 der Verordnung (EG) 

Nr. 2157/2001 (SE-Verordnung), § 50 Absatz 2 

SE-Ausführungsgesetz (SEAG), § 131 Absatz 1 

Aktiengesetz

  Jedem Aktionär oder Aktionärsvertreter ist auf 

Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand 

Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft 

einschließlich der rechtlichen und geschäftlichen 

Beziehungen zu verbundenen Unternehmen sowie 

über die Lage des Konzerns und der in den Konzern-

abschluss einbezogenen Unternehmen zu geben, 

soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung 

des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist.

9. Informationen auf der Website der Gesellschaft

  Diese Einberufung der Hauptversammlung, die 

zugänglich zu machenden Unterlagen und Anträge 

von Aktionären sowie weitere nach § 124a Aktien-

gesetz zu veröffentlichende Informationen stehen auf 

der Website der Gesellschaft unter www.basf.com/

hauptversammlung zur Verfügung. Die Einberufung 

der Hauptversammlung ist im Bundesanzeiger vom 

31. März 2017 veröffentlicht.

10. Internetübertragung der Hauptversammlung

  Die Rede des Vorstandsvorsitzenden der BASF SE 

wird am 12. Mai 2017 für jedermann zugänglich unter 

www.basf.com/hauptversammlung live im Internet 

übertragen.

http://www.basf.com/hauptversammlung
http://www.basf.com/hauptversammlung
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Zu den Punkten 6 und 7 der Tagesordnung erstattet der 

Vorstand folgende Berichte:

1. Bericht zu Punkt 6 der Tagesordnung

  Bericht des Vorstands über die Ermächtigung zum 

Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien und über 

den Ausschluss des Bezugsrechts bei der Wieder-

ausgabe eigener Aktien gemäß Artikel 9 SE-VO i.V.m. 

§ 71 Absatz 1 Nummer 8 in Verbindung mit § 186 

Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz

  Zu Punkt 6 der Tagesordnung schlagen Vorstand und 

Aufsichtsrat vor, die Gesellschaft zu ermächtigen, bis 

zum 11. Mai 2022 eigene Aktien der Gesellschaft im 

Umfang von bis zu 10 Prozent des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehen-

den Grundkapitals zu erwerben. Mit dieser Ermächti-

gung soll die Möglichkeit von Aktienrückkäufen 

geschaffen werden. Bei einem zum Stand am Tag der 

Feststellung des Jahresabschlusses 2016 unverän-

derten Grundkapital am Tag der Hauptversammlung 

könnte die Gesellschaft maximal 91.847.869 eigene 

Aktien erwerben. Die eigenen Aktien sollen sowohl 

durch die Gesellschaft selbst als auch durch 

abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 

stehende Unternehmen (Gruppengesellschaften) 

oder durch für Rechnung der Gesellschaft oder für 

Rechnung von Gruppengesellschaften handelnde 

Dritte erworben werden können.

  Der Erwerb der eigenen Aktien kann über die Börse 

oder im Wege eines öffentlichen Erwerbsangebots 

erfolgen. Bei dem Erwerb ist der Grundsatz der 

Gleichbehandlung der Aktionäre gemäß § 53a 

Aktiengesetz zu wahren. Der vorgeschlagene Erwerb 

über die Börse oder im Wege des öffentlichen 

Erwerbsangebots trägt dem Rechnung. Sofern bei 

einem öffentlichen Erwerbsangebot die Anzahl der 

angedienten Aktien das von der Gesellschaft 

 vorgesehene Erwerbsvolumen übersteigt, erfolgt der 

Erwerb quotal nach dem Verhältnis der angedienten 

Aktien je Aktionär. Dabei kann jedoch unabhängig 

von den von dem Aktionär angedienten Aktien ein 

bevorrechtigter Erwerb geringer Stückzahlen bis zu 

100 Aktien je Aktionär vorgesehen werden. Aktien mit 

einem vom Aktionär festgelegten Andienungspreis, 

zu dem der Aktionär bereit ist, die Aktien an die 

Gesellschaft zu veräußern und der höher ist als der 

von der Gesellschaft festgelegte Kaufpreis, werden 

bei dem Erwerb nicht berücksichtigt.

  Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass 

erworbene eigene Aktien ohne einen weiteren Haupt-

versammlungsbeschluss eingezogen werden oder 

aber über die Börse oder im Wege eines öffentlichen 

Angebots an alle Aktionäre wieder veräußert werden 

können. Die Einziehung der eigenen Aktien führt 

grundsätzlich zur Herabsetzung des Grundkapitals 

der Gesellschaft. Der Vorstand wird aber auch 

ermächtigt, die eigenen Aktien ohne Herabsetzung 

des Grundkapitals gemäß § 237 Absatz 3 Nummer 3 

Aktiengesetz einzuziehen. Dadurch würde sich der 

Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 

Absatz 3 Aktiengesetz (rechnerischer Nennbetrag) 

anteilig erhöhen. Bei den beiden genannten Veräuße-

rungswegen wird der aktienrechtliche Gleichbehand-

lungsgrundsatz gewahrt.

  Die erworbenen eigenen Aktien sollen vom Vorstand 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch gegen 

Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre an Dritte veräußert werden können, sofern 

der Veräußerungspreis je Aktie den Börsenpreis von 

Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräuße-

rung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser 

III.   Berichte des Vorstands zur Hauptversammlung 
am 12. Mai 2017
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Ermächtigung wird von der in § 71 Absatz 1 Nummer 8 

Aktiengesetz in entsprechender Anwendung des 

§ 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz zugelassenen 

Möglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsaus-

schlusses Gebrauch gemacht. Dadurch wird der 

 Vorstand in die Lage versetzt, schnell und flexibel die 

Chancen günstiger Börsensituationen zu nutzen und 

durch eine marktnahe Preisfestsetzung einen 

 möglichst hohen Wiederverkaufspreis zu erzielen und 

damit eine größtmögliche Stärkung des Eigenkapitals 

zu erreichen oder neue Investorenkreise zu erschlie-

ßen. Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 

Aktien insgesamt 10 Prozent des Grundkapitals nicht 

überschreiten dürfen. Auf diese Begrenzung sind 

 diejenigen Aktien anzurechnen, die während der 

Laufzeit der Wiederveräußerungsermächtigung aus 

genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugs-

rechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz 

ausgegeben wurden. Die Vermögens- und Stimm-

rechtsinteressen der Aktionäre werden bei diesem 

Weg der Veräußerung eigener Aktien angemessen 

gewahrt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die 

 Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote zu vergleichbaren 

Bedingungen durch einen Kauf von Aktien über die 

Börse aufrechtzuerhalten. 

  Der Vorstand soll darüber hinaus ermächtigt werden, 

erworbene eigene Aktien mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats gegen Sachleistungen unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre zu veräußern. 

Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, 

auf dem nationalen Markt sowie internationalen 

Märkten in geeigneten Einzelfällen rasch und erfolg-

reich Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteili-

gungen an Unternehmen im Tausch gegen Aktien der 

Gesellschaft zu erwerben oder sich gegen Überlas-

sung von eigenen Aktien an Unternehmenszusam-

menschlüssen zu beteiligen. Nicht selten ergibt sich 

aus den Verhandlungen die Notwendigkeit, als 

Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien bereit- 

zustellen. Die Möglichkeit, eigene Aktien anstelle von 

oder zusätzlich zu einer Geldzahlung als Gegen-

leistung bei einem Unternehmenserwerb anbieten zu 

können, kann somit einen Vorteil im Wettbewerb um 

attraktive Erwerbsobjekte schaffen und erlaubt die 

liquiditätsschonende Durchführung von Unternehmens- 

erwerben. Mit der Zulassung der Wiederausgabe 

der eigenen Aktien zum Erwerb von Unternehmen 

unter Ausschluss des Bezugsrechts erhält die Gesell-

schaft eine zusätzliche Handlungsoption, die dazu 

beitragen kann, ein Akquisitionsvorhaben erfolgreich 

zu gestalten und so die Weiterentwicklung von BASF 

im Aktionärs- und Unternehmensinteresse zu unter-

stützen. Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall prüfen, 

ob die Wiederveräußerung oder Überlassung von 

eigenen Aktien zum Zwecke des Unternehmens- 

erwerbs und der damit verbundene Bezugsrechts-

ausschluss auch unter Berücksichtigung des Interes-

ses der Aktionäre im wohlverstandenen Interesse der 

Gesellschaft liegt. Er wird dabei insbesondere auch 

sicherstellen, dass bei der Festlegung der Bewertungs-

relation die Interessen der Aktionäre gewahrt bleiben.

2. Bericht zu Punkt 7 der Tagesordnung

  Bericht des Vorstands über den Ausschluss des 

Bezugsrechts bei der Ausgabe von Wandel- und 

Optionsschuldverschreibungen gemäß Artikel 9 

SE-VO i.V.m. § 221 Absatz 4 Aktiengesetz i.V.m. 

§ 186 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz 

  Die unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagene 

Ermächtigung sieht vor, dass Schuldverschrei- 
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bungen über einen Gesamtnennwert von bis zu 

10.000.000.000 € mit Wandlungs- oder Options-

rechten bzw. -pflichten auf Aktien der BASF SE 

 ausgegeben werden können, und zwar gegen 

 Barleistung oder Sachleistung. Dafür sollen bis zu 

91.847.800 neue, auf den Namen lautende 

 Stückaktien der BASF SE („BASF-Aktien“) mit einem 

anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 

117.565.184 € aus dem neu zu schaffenden 

 Bedingten Kapital 2017 zur Verfügung stehen. Bei 

vollständiger Ausnutzung dieser Ermächtigung 

könnten Schuldverschreibungen begeben werden, 

die bei Ausgabe Bezugsrechte auf BASF-Aktien bis 

zu rund 10 Prozent gemessen am derzeitigen Grund-

kapital einräumen würden. Die Ermächtigung ist bis 

zum 11. Mai 2022 befristet.

  Eine angemessene Kapitalausstattung und Finanzie-

rung ist eine wesentliche Grundlage für die geschäft-

liche Entwicklung der Gesellschaft. Durch die 

Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen („Schuldverschreibungen“) kann die 

Gesellschaft je nach Marktlage und ihren Finanzie-

rungsbedürfnissen attraktive Finanzierungsmöglich-

keiten am Kapitalmarkt nutzen, etwa um der 

Gesellschaft Fremdkapital zukommen zu lassen, das 

unter Umständen in Eigenkapital umgewandelt wird 

und so der Gesellschaft erhalten bleibt. Ferner 

 können durch die Ausgabe von Schuld-

verschreibungen, ggfs. in Ergänzung zum Einsatz 

anderer Instrumente wie einer Kapitalerhöhung,  

neue Investorenkreise erschlossen werden. Die 

 vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von 

Wandel- und/oder Optionsrechten auch Wandlungs-

pflichten zu begründen, erweitert den Spielraum die-

ses Finanzierungsinstruments. Die vorgeschlagene 

Ermächtigung gibt der Gesellschaft die erforderliche 

Flexibilität, die Schuldverschreibungen selbst oder 

über abhängige Konzernunternehmen der 

 Gesellschaft im Sinne von § 18 Aktiengesetz 

 („Tochtergesellschaft“) zu platzieren. Schuld-

verschreibungen können außer in Euro auch in ande-

ren gesetzlichen Währungen von OECD-Ländern 

ausgegeben werden. Darüber hinaus soll die Erfül-

lung der Schuldverschreibungen durch die Lieferung 

von BASF-Aktien oder die Zahlung des 

Gegenwerts in Geld vorgesehen werden können.

  Der Wandlungs- bzw. Optionspreis darf einen 

Mindestausgabebetrag nicht unterschreiten, dessen 

Errechnungsgrundlagen genau angegeben sind. 

Anknüpfungspunkt für die Berechnung ist jeweils der 

Börsenkurs der BASF-Aktie im zeitlichen Zusammen-

hang mit der Platzierung der Schuldverschreibungen 

bzw. im Fall einer Wandlungs- oder Optionspflicht 

ggfs. alternativ der Börsenkurs der BASF-Aktie im 

zeitlichen Zusammenhang mit der Endfälligkeit der 

Schuldverschreibungen bzw. Optionsscheine. Der 

Wandlungs- bzw. Optionspreis kann unbeschadet 

von § 9 Absatz 1 Aktiengesetz und § 199 Absatz 2 

Aktiengesetz aufgrund einer Verwässerungsschutz- 

oder Anpassungsklausel nach näherer Bestimmung 

der der jeweiligen Schuldverschreibung zugrundelie-

genden Bedingungen angepasst werden, wenn es 

während der Laufzeit der Schuldverschreibungen 

bzw. der Optionsscheine z.B. zu Kapitalverände-

rungen bei der Gesellschaft kommt, etwa einer 

 Kapitalerhöhung, einer Kapitalherabsetzung oder 

einem Aktiensplit. Weiter können Verwässerungs-

schutz oder Anpassungen vorgesehen werden in 

 Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Bege-

bung weiterer Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie 

im Fall anderer Ereignisse mit Auswirkungen auf den 
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Wert der Wandlungs- bzw. Optionsrechte, die wäh-

rend der Laufzeit der Schuldverschreibungen bzw. 

der Optionsscheine eintreten (wie z.B. einer Kontroll-

erlangung durch einen Dritten). Verwässerungsschutz 

oder Anpassungen können insbesondere durch 

 Einräumung von Bezugsrechten, durch Veränderung 

des Wandlungs- bzw. Optionspreises sowie durch 

die Veränderung oder Einräumung von Barkompo-

nenten vorgesehen werden.

  Grundsätzlich besteht bei der Emission von Schuld-

verschreibungen ein Bezugsrecht der Aktionäre. Um 

die Abwicklung zu erleichtern, soll auch von der 

Möglichkeit Gebrauch gemacht werden können, die 

Schuldverschreibungen an Kreditinstitute oder Unter-

nehmen im Sinne von § 186 Absatz 5 Satz 1 Aktien-

gesetz mit der Verpflichtung auszugeben, sie den 

Aktionären entsprechend ihrem Bezugsrecht zum 

Bezug anzubieten. Der Vorstand soll aber in den in 

der Ermächtigung genannten Fällen auch befugt sein, 

das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

auszuschließen. 

  Die Platzierung der Schuldverschreibungen unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ermöglicht 

es der Gesellschaft, kurzfristig günstige Kapitalmarkt-

situationen zu nutzen und so einen höheren und 

schnelleren Mittelzufluss als im Fall der Ausgabe 

unter Wahrung des Bezugsrechts zu erzielen. Bei 

 Einräumung eines Bezugsrechts wäre die erfolg-

reiche Platzierung wegen der Ungewissheit über die 

Ausnutzung der Bezugsrechte gefährdet bzw. mit 

zusätzlichem Aufwand verbunden. Für die Gesell-

schaft günstige, möglichst marktnahe  Konditionen 

können nur festgesetzt werden, wenn die  Gesellschaft 

an diese nicht für einen zu langen Angebotszeitraum 

gebunden ist. Sonst wäre, um die Attraktivität der 

Konditionen und damit die  Erfolgschancen der 

 jeweiligen Emission für den ganzen Angebots-

zeitraum sicherzustellen, ein nicht unerheblicher 

 Sicherheitsabschlag erforderlich. Bei der Aufnahme 

von Fremdwährungen lassen sich bei Ausschluss des 

Bezugsrechts und einem entsprechend verkürzten 

Angebotszeitraum überdies Einflüsse von Wechsel-

kursschwankungen auf die Emission geringer halten.

  Für den Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe 

von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-

bungen gilt nach § 221 Absatz 4 Satz 2 Aktiengesetz 

die Bestimmung des § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktien-

gesetz sinngemäß. Die dort geregelte Grenze für 

Bezugsrechtsausschlüsse von bis zu 10 Prozent des 

jeweiligen Grundkapitals wird aufgrund der ausdrück-

lichen Beschränkung der Ermächtigung nicht über-

schritten. Der rechnerische Anteil am Grundkapital, 

der auf BASF-Aktien entfällt, die aufgrund von unter 

dieser Ermächtigung ausgegebenen Schuldver-

schreibungen auszugeben sind, darf 10 Prozent des 

Grundkapitals weder zum Zeitpunkt des Wirksam-

werdens dieser Ermächtigung noch – falls dieser 

Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung 

dieser Ermächtigung überschreiten. Auf diese 

Begrenzung sind BASF-Aktien anzurechnen, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum 

Zeitpunkt ihrer Ausnutzung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 71 Absatz 1 Nummer 8 Satz 

5 i.V.m. § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz veräußert 

werden. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen 

BASF-Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 203 Absatz 2 

Satz 1 i.V.m. § 186 Absatz 3 Satz 4 Aktiengesetz 

ausgegeben werden. Diese Anrechnung erfolgt im 

Interesse der Aktionäre an einer möglichst geringen 

Verwässerung ihrer Beteiligung. 
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  Die Interessen der Aktionäre werden dadurch 

gewahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht 

wesentlich unter dem theoretischen Marktwert 

ausgegeben werden. Dabei ist der theoretische 

Marktwert anhand von anerkannten finanzmathe-

matischen Methoden zu ermitteln. Der Vorstand wird 

bei seiner Preisfestsetzung unter Berücksichtigung 

der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den 

 Abschlag von diesem Marktwert so gering wie 

 möglich halten. Damit wird der rechnerische Wert 

eines Bezugsrechts auf die Schuldverschreibungen 

auf beinahe null sinken, so dass den Aktionären 

durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennens-

werter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. 

 Außerdem haben Aktionäre die Möglichkeit, ihren 

 Anteil am Grundkapital der Gesellschaft mittels eines 

Erwerbs der erforderlichen BASF-Aktien über die 

Börse zeitnah zur Festsetzung der Ausgabe-

konditionen der Schuldverschreibungen aufrechtzu-

erhalten.

  Die übrigen vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechts-

ausschlusses dienen lediglich dazu, die Ausgabe  

von Schuldverschreibungen zu vereinfachen. Der 

 Ausschluss bei Spitzenbeträgen ist sinnvoll und 

 marktkonform, um ein praktisch handhabbares 

 Bezugsverhältnis herstellen zu können. Der markt-

übliche Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der 

 Inhaber bereits ausgegebener Schuldverschreibungen 

hat den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Options-

preis für die bereits ausgegebenen und regelmäßig  

mit einem Verwässerungsschutzmechanismus aus-

gestatteten Schuldverschreibungen nicht ermäßigt zu 

 werden braucht. Dadurch können die Schuld-

verschreibungen in mehreren Tranchen attraktiver 

 platziert werden und es wird insgesamt ein höherer 

Mittelzufluss ermöglicht. Die vorgeschlagenen 

 Ausschlüsse des Bezugsrechtsliegen damit im 

 Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

  Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch 

gegen Sacheinlagen erfolgen, sofern dies im 

Interesse der Gesellschaft liegt. In diesem Fall ist der 

Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

sofern der Wert der Sacheinlage in einem angemes-

senen Verhältnis zu dem nach anerkannten 

finanzmathematischen Grundsätzen zu ermittelnden 

theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen 

steht. Dies eröffnet die Möglichkeit, Schuldver- 

schreibungen in geeigneten Einzelfällen auch als 

Akquisitionswährung einsetzen zu können, z.B. in 

Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensbeteiligungen (wobei dies auch im 

Wege der Verschmelzung oder anderer umwand-

lungsrechtlicher Maßnahmen erfolgen kann) oder 

sonstigen Wirtschaftsgütern.

  Die Möglichkeit, Schuldverschreibungen als Gegen-

leistung anbieten zu können, ist insbesondere im 

internationalen Wettbewerb um interessante Akquisi-

tionsobjekte erforderlich und schafft den notwendigen 

Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb 

von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder 

sonstigen Wirtschaftsgütern liquiditätsschonend aus-

nutzen zu können. Dies kann auch unter dem Ge-

sichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur 

sinnvoll sein. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall 

sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur 

 Begebung von Schuldverschreibungen mit Wand-

lungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten gegen 

Sacheinlagen mit Bezugsrechtsausschluss Gebrauch 

machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn dies  

im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer 

 Aktionäre liegt.
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  Die Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Bar- 

und Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugs-

rechts darf nach dieser Ermächtigung nur erfolgen, 

wenn die Summe der neuen BASF-Aktien, die 

aufgrund solcher Schuldverschreibungen auszu- 

geben sind, rechnerisch einen Anteil von insgesamt 

20 Prozent des Grundkapitals nicht überschreitet, 

und zwar weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

dieser Ermächtigung noch – falls dieser Wert geringer 

ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächti-

gung. Auf diese Obergrenze von 20 Prozent sind 

 eigene Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung auf Grundlage anderer Kapital-

maßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre ausgegeben wurden. Hierzu zählen 

insbesondere Aktien, die aus genehmigtem Kapital 

oder aufgrund einer während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung auf der Grundlage der Ausnutzung 

einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts begebenen Schuldverschreibung 

 auszugeben oder zu gewähren sind. Durch diese 

Anrechnung wird eine mögliche Stimmrechtsver- 

wässerung der vom Bezugsrecht ausgeschlossenen 

Aktionäre begrenzt. 

  Das Bedingte Kapital 2017 wird benötigt, um mit 

entsprechend ausgestalteten Schuldverschreibungen 

verbundene Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 

-pflichten oder Andienungsrechte in Bezug auf BASF-

Aktien erfüllen zu können, soweit nicht andere 

Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden.

  Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der Ermächti-

gung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Der 

Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die 

Ausnutzung der Ermächtigung im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. Er wird das 

Bezugsrecht der Aktionäre nur dann ausschließen, 

wenn dies im wohlverstandenen Interesse der Gesell-

schaft liegt.

  Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede 

Ausnutzung der Ermächtigung in der jeweils 

 nachfolgenden Hauptversammlung berichten.

 Ludwigshafen am Rhein, den 31. März 2017

 BASF SE

 Der Vorstand
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2016 2015 Veränderung in %

Umsatz Millionen € 57.550 70.449 –18,3

Ergebnis der Betriebstätigkeit vor Abschreibungen (EBITDA)  
und Sondereinflüssen Millionen € 10.327 10.508 –1,7

EBITDA Millionen € 10.526 10.649 –1,2

Abschreibungen 1 Millionen € 4.251 4.401 –3,4

Ergebnis der Betriebstätigkeit (EBIT) Millionen € 6.275 6.248 0,4

Sondereinflüsse Millionen € –34 –491 93,1

EBIT vor Sondereinflüssen Millionen € 6.309 6.739 –6,4

Finanzergebnis Millionen € –880 –700 –25,7

Ergebnis vor Ertragsteuern Millionen € 5.395 5.548 –2,8

Jahresüberschuss nach Anteilen anderer Gesellschafter Millionen € 4.056 3.987 1,7

EBIT nach Kapitalkosten Millionen € 1.136 194 485,6

Ergebnis je Aktie € 4,42 4,34 1,8

Bereinigtes Ergebnis je Aktie € 4,83 5,00 –3,4

Dividende je Aktie € 3,00 2,90 3,4

Forschungs- und Entwicklungskosten Millionen € 1.863 1.953 –4,6

Personalaufwand Millionen € 10.165 9.982 1,8

Mitarbeiterzahl 113.830 112.435 1,2

Vermögen Millionen € 76.496 70.836 8,0

Investitionen 2 Millionen € 7.258 6.013 20,7

Eigenkapitalquote % 42,6 44,5 –

Gesamtkapitalrendite % 8,2 8,7 –

Eigenkapitalrendite nach Steuern % 13,3 14,4 –

Nettoverschuldung Millionen € 14.401 12.935 11,3

Cashflow aus betrieblicher Tätigkeit Millionen € 7.717 9.446 –18,3

Free Cashflow Millionen € 3.572 3.634 –1,7

1 Abschreibungen auf immaterielles Vermögen und Sachanlagen (inklusive Wertminderungen und Wertaufholungen) 
2 Zugänge zu immateriellem Vermögen und Sachanlagen (inklusive Akquisitionen)

BASF-Gruppe 2016 auf einen Blick
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Segmente 
BASF-Gruppe

Chemicals
Das Segment Chemicals umfasst unser  Geschäft 
mit Basischemikalien und Zwischenprodukten. 
Das Port folio reicht von Lösemitteln, Weichma-
chern und groß volu migen Monomeren, über 
Leime bis zu Ausgangsstoffen für Waschmittel, 
Kunststoffe, Textilfasern, Farben und  Lacke sowie 
für Pflanzen schutz und Medikamente.  Neben der 
Belieferung von Kunden aus der chemischen 
Indus trie und zahlreichen weiteren  Branchen stel-
len wir  die Versorgung anderer Segmente der 
BASF mit  Chemi kalien zur Herstellung höher-
veredelter Produkte sicher.

Kennzahlen Chemicals (Millionen €)

2016 2015 Veränd. %

Umsatz 13.461 14.670 –8

davon Petrochemicals 5.035 5.728 –12

Monomers 5.745 6.093 –6

Intermediates 2.681 2.849 –6

Ergebnis der Betriebstätigkeit vor 
Abschreibungen (EBITDA) 3.169 3.090 3

Ergebnis der Betriebstätigkeit (EBIT) 1.983 2.131 –7

EBIT vor Sondereinflüssen 2.064 2.156 –4

Performance Products
Unsere Performance Products verleihen vielen 
Produkten des täg lichen  Lebens Stabilität, Farbe 
oder verbesserte Anwendungseigenschaften. Zu 
 unserem Produkt portfolio gehören Vitamine und 
weitere Lebens mittel zusatzstoffe, aber auch 
Inhaltsstoffe für Pharmazeutika, Körper pflege und 
Kosmetik sowie für Hygieneartikel und Haushalts-
pflegeprodukte. Andere Produkte des Segments 
verbessern Prozesse in der Papier industrie, bei 
der Gewinnung von Öl, Gas und Erzen und bei 
der Wasseraufbereitung. Außerdem helfen sie, 
Kraft- und Schmierstoffe effizienter, Klebstoffe 
und  Lacke leis tungs fähiger und Kunststoffe sta-
biler zu  machen.

Kennzahlen Performance Products (Millionen €)

2016 2015 Veränd. %

Umsatz 15.002 15.648 –4

davon Dispersions & Pigments 4.530 4.629 –2

Care Chemicals 4.735 4.900 –3

Nutrition & Health 1.932 1.998 –3

Performance Chemicals 3.805 4.121 –8

Ergebnis der Betriebstätigkeit vor 
Abschreibungen (EBITDA) 2.522 2.289 10

Ergebnis der Betriebstätigkeit (EBIT) 1.648 1.340 23

EBIT vor Sondereinflüssen 1.745 1.366 28

Functional Materials & Solutions
Im Segment Functional Materials & Solutions 
bündeln wir branchen- und kunden spezifische 
Systemlösungen, Dienstleistungen und innova-
tive Produkte, insbeson dere für die Auto mobil-, 
Elektro-, Chemie- und Bau industrie sowie für 
Anwendungen in Haushalt, Sport und Freizeit. 
Das Portfolio  umfasst Katalysatoren, Batte rie-
materialien, technische Kunststoffe, Poly urethan-
sys teme, Autolacke, Lösungen zur Oberflächen-
behandlung, Beton additive sowie Ausbau pro-
dukte wie Fliesen kleber und Bauten anstrichmittel.

Kennzahlen Functional Materials & Solutions (Millionen €)

2016 2015 Veränd. %

Umsatz 18.732 18.523 1

davon Catalysts 6.263 6.306 –1

Construction Chemicals 2.332 2.304 1

Coatings 3.249 3.166 3

Performance Materials 6.888 6.747 2

Ergebnis der Betriebstätigkeit vor 
Abschreibungen (EBITDA) 2.906 2.228 30

Ergebnis der Betriebstätigkeit (EBIT) 2.199 1.607 37

EBIT vor Sondereinflüssen 1.946 1.649 18
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Chemicals
Das Segment Chemicals umfasst unser  Geschäft 
mit Basischemikalien und Zwischenprodukten. 
Das Port folio reicht von Lösemitteln, Weichma-
chern und groß volu migen Monomeren, über 
Leime bis zu Ausgangsstoffen für Waschmittel, 
Kunststoffe, Textilfasern, Farben und  Lacke sowie 
für Pflanzen schutz und Medikamente.  Neben der 
Belieferung von Kunden aus der chemischen 
Indus trie und zahlreichen weiteren  Branchen stel-
len wir  die Versorgung anderer Segmente der 
BASF mit  Chemi kalien zur Herstellung höher-
veredelter Produkte sicher.

Kennzahlen Chemicals (Millionen €)

2016 2015 Veränd. %

Umsatz 13.461 14.670 –8

davon Petrochemicals 5.035 5.728 –12

Monomers 5.745 6.093 –6

Intermediates 2.681 2.849 –6

Ergebnis der Betriebstätigkeit vor 
Abschreibungen (EBITDA) 3.169 3.090 3

Ergebnis der Betriebstätigkeit (EBIT) 1.983 2.131 –7

EBIT vor Sondereinflüssen 2.064 2.156 –4

Performance Products
Unsere Performance Products verleihen vielen 
Produkten des täg lichen  Lebens Stabilität, Farbe 
oder verbesserte Anwendungseigenschaften. Zu 
 unserem Produkt portfolio gehören Vitamine und 
weitere Lebens mittel zusatzstoffe, aber auch 
Inhaltsstoffe für Pharmazeutika, Körper pflege und 
Kosmetik sowie für Hygieneartikel und Haushalts-
pflegeprodukte. Andere Produkte des Segments 
verbessern Prozesse in der Papier industrie, bei 
der Gewinnung von Öl, Gas und Erzen und bei 
der Wasseraufbereitung. Außerdem helfen sie, 
Kraft- und Schmierstoffe effizienter, Klebstoffe 
und  Lacke leis tungs fähiger und Kunststoffe sta-
biler zu  machen.

Kennzahlen Performance Products (Millionen €)

2016 2015 Veränd. %

Umsatz 15.002 15.648 –4

davon Dispersions & Pigments 4.530 4.629 –2

Care Chemicals 4.735 4.900 –3

Nutrition & Health 1.932 1.998 –3

Performance Chemicals 3.805 4.121 –8

Ergebnis der Betriebstätigkeit vor 
Abschreibungen (EBITDA) 2.522 2.289 10

Ergebnis der Betriebstätigkeit (EBIT) 1.648 1.340 23

EBIT vor Sondereinflüssen 1.745 1.366 28

Functional Materials & Solutions
Im Segment Functional Materials & Solutions 
bündeln wir branchen- und kunden spezifische 
Systemlösungen, Dienstleistungen und innova-
tive Produkte, insbeson dere für die Auto mobil-, 
Elektro-, Chemie- und Bau industrie sowie für 
Anwendungen in Haushalt, Sport und Freizeit. 
Das Portfolio  umfasst Katalysatoren, Batte rie-
materialien, technische Kunststoffe, Poly urethan-
sys teme, Autolacke, Lösungen zur Oberflächen-
behandlung, Beton additive sowie Ausbau pro-
dukte wie Fliesen kleber und Bauten anstrichmittel.

Kennzahlen Functional Materials & Solutions (Millionen €)

2016 2015 Veränd. %

Umsatz 18.732 18.523 1

davon Catalysts 6.263 6.306 –1

Construction Chemicals 2.332 2.304 1

Coatings 3.249 3.166 3

Performance Materials 6.888 6.747 2

Ergebnis der Betriebstätigkeit vor 
Abschreibungen (EBITDA) 2.906 2.228 30

Ergebnis der Betriebstätigkeit (EBIT) 2.199 1.607 37

EBIT vor Sondereinflüssen 1.946 1.649 18

Agricultural Solutions
Das Segment Agricultural Solutions bietet inno-
vative Lösungen in den Bereichen chemischer 
und biolo gischer Pflanzenschutz, Saatgutbe-
handlung, Wassermanagement sowie für die 
Nährstoffversorgung und Stress bewältigung 
von Pflanzen.  

Kennzahlen Agricultural Solutions (Millionen €)

2016 2015 Veränd. %

Umsatz 5.569 5.820 –4

Ergebnis der Betriebstätigkeit vor 
Abschreibungen (EBITDA) 1.305 1.321 –1

Ergebnis der Betriebstätigkeit (EBIT) 1.037 1.083 –4

EBIT vor Sondereinflüssen 1.087 1.090 0

Oil & Gas
Im Segment Oil & Gas konzentrieren wir uns auf 
die Explo ration und Produk tion in öl- und gas-
reichen Regionen in Europa, Nord afrika, Russland 
und Südamerika sowie im  Nahen  Osten. In Eur-
opa sind wir gemeinsam mit unserem russischen 
Partner Gazprom auch im Transport von Erdgas 
aktiv.
 

Kennzahlen Oil & Gas (Millionen €)

2016 2015 Veränd. %

Umsatz 2.768 12.998 –79

Ergebnis der Betriebstätigkeit vor 
Abschreibungen (EBITDA) 1.596 2.587 –38

Ergebnis der Betriebstätigkeit (EBIT) 499 1.072 –53

EBIT vor Sondereinflüssen 517 1.366 –62

Jahresüberschuss nach Anteilen  
anderer Gesellschafter 362 1.050 –66
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Gewinn- und Verlustrechnung
BASF-Gruppe

Gewinn- und Verlustrechnung (Millionen €)

2016 2015

Umsatzerlöse 57.550 70.449

Herstellungskosten der zur Erzielung der Umsatzerlöse erbrachten Leistungen –39.265 –51.372

Bruttoergebnis vom Umsatz 18.285 19.077

Vertriebskosten –7.764 –8.062

Allgemeine Verwaltungskosten –1.337 –1.429

Forschungs- und Entwicklungskosten –1.863 –1.953

Sonstige betriebliche Erträge 1.780 2.004

Sonstige betriebliche Aufwendungen –3.133 –3.640

Ergebnis aus Unternehmen, die nach der Equity-Methode bilanziert werden 307 251

Ergebnis der Betriebstätigkeit 6.275 6.248

Erträge aus sonstigen Beteiligungen 54 80

Aufwendungen aus sonstigen Beteiligungen –71 –71

Beteiligungsergebnis –17 9

Zinserträge 179 213

Zinsaufwendungen –661 –638

Zinsergebnis –482 –425

Übrige finanzielle Erträge 97 152

Übrige finanzielle Aufwendungen –478 –436

Übriges Finanzergebnis –381 –284

Finanzergebnis –880 –700

Ergebnis vor Ertragsteuern 5.395 5.548

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag –1.140 –1.247

Jahresüberschuss 4.255 4.301

Anteile anderer Gesellschafter –199 –314

Jahresüberschuss nach Anteilen anderer Gesellschafter 4.056 3.987

Ergebnis je Aktie (€) 4,42 4,34

Verwässerungseffekte (€) –0,01 –0,01

Verwässertes Ergebnis je Aktie (€) 4,41 4,33
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Bilanz
BASF-Gruppe

Passiva (Millionen €)

31.12.2016 31.12.2015

Gezeichnetes Kapital 1.176 1.176

Kapitalrücklage 3.130 3.141

Gewinnrücklagen und Bilanzgewinn 31.515 30.120

Sonstige Eigenkapitalposten –4.014 –3.521

Eigenkapital der Aktionäre der BASF SE 31.807 30.916

Anteile anderer Gesellschafter 761 629

Eigenkapital 32.568 31.545

Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 8.209 6.313

Sonstige Rückstellungen 3.667 3.369

Latente Steuerschulden 3.317 3.381

Finanzschulden 12.545 11.123

Übrige Verbindlichkeiten 873 869

Langfristiges Fremdkapital 28.611 25.055

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 4.610 4.020

Rückstellungen 2.802 2.540

Steuerschulden 1.288 1.082

Finanzschulden 3.767 4.074

Übrige Verbindlichkeiten 2.850 2.520

Kurzfristiges Fremdkapital 15.317 14.236

Gesamtkapital 76.496 70.836

Aktiva (Millionen €)

31.12.2016 31.12.2015

Immaterielle Vermögenswerte 15.162 12.537

Sachanlagen 26.413 25.260

At Equity bilanzierte Beteiligungen 4.647 4.436

Sonstige Finanzanlagen 605 526

Latente Steueransprüche 2.513 1.791

Übrige Forderungen und sonstiges Vermögen 1.210 1.720

Langfristige Vermögenswerte 50.550 46.270

Vorräte 10.005 9.693

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 10.952 9.516

Übrige Forderungen und sonstiges Vermögen 3.078 3.095

Kurzfristige Wertpapiere 536 21

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 1.375 2.241

Kurzfristige Vermögenswerte 25.946 24.566

Gesamtvermögen 76.496 70.836
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Kapitalflussrechnung
BASF-Gruppe

Kapitalflussrechnung (Millionen €)

2016 2015

Jahresüberschuss nach Anteilen anderer Gesellschafter 4.056 3.987

Abschreibungen auf immaterielle Vermögenswerte, Sachanlagen und Finanzanlagen 4.291 4.448

Veränderung der Vorräte –182 1.094

Veränderung der Forderungen –640 1.463

Veränderung der geschäftsbedingten Verbindlichkeiten und sonstigen Rückstellungen 926 –1.210

Veränderung von Pensionsrückstellungen, von Vermögenswerten aus überdeckten Pensionsplänen  

und sonstige Posten –547 –317

Gewinne (–)/Verluste (+) aus Abgängen von langfristigen Vermögenswerten und Wertpapieren –187 –19

Cashflow aus betrieblicher Tätigkeit 7.717 9.446

Auszahlungen für Sachanlagen und immaterielle Vermögenswerte –4.145 –5.812

Auszahlungen für Finanzanlagen und Wertpapiere –1.389 –920

Auszahlungen für Akquisitionen –2.828 –215

Einzahlungen aus Devestitionen 664 651

Einzahlungen aus dem Abgang von langfristigen Vermögenswerten und Wertpapieren 1.208 1.061

Cashflow aus Investitionstätigkeit –6.490 –5.235

Kapitalerhöhungen/-rückzahlungen und sonstige Eigenkapitaltransaktionen 28 66

Aufnahme von Finanz- und ähnlichen Verbindlichkeiten 7.533 6.937

Tilgung von Finanz- und ähnlichen Verbindlichkeiten –6.954 –7.870

Gezahlte Dividende

an Aktionäre der BASF SE –2.664 –2.572

andere Gesellschafter –103 –234

Cashflow aus Finanzierungstätigkeit –2.160 –3.673

Liquiditätswirksame Veränderung der Zahlungsmittel –933 538

Veränderung der Zahlungsmittel

aufgrund von Umrechnungseinflüssen 66 –19

Änderungen des Konsolidierungskreises 1 4

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente am Jahresanfang 2.241 1.718

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente am Jahresende 1.375 2.241
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